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Hotelzimmer oder Fotosession?
Als Journalist gehört der Kon-
taktmit verschiedenenMen-
schen täglich zum Job, er ist
quasi dieDNAdes Berufs. Je
nachÖrtlichkeit gestalten sich
diese Begegnungen komplett
anders.Während inGross-
raumbüros die erste Anlauf-
stelle der Empfang ist, dürfen
Mitarbeitende in kleineren
Büros direkt die Kundschaft
begrüssen. Und sind ihr so
manchmal auch ohne Vor-
warnung «ausgeliefert».

Manchmal gibt es Leute, die
mit Anliegen das Redaktions-
büro aufsuchen, die nicht zum
Kerngeschäft der schreibenden
Zunft gehören.AufderFreiamt-

Redaktion der AZ inWohlen
passiert dies regelmässig – und
sorgt für Erheiterung.Mit zwei
Schritten vomTrottoir aus
stehtman als Passant quasi
mitten imBüro. «Entschuldi-
gung, gibt es hierHotelzim-
mer?» heisst es schonmal,
wenn jemand reinkommt.
Ausser einem älteren Sofa
könnenwir da nichts anbieten.

Regelmässig erkundigen sich
Leute nach freien Stellen,
wollenUnterlagen kopieren
oderÜbersetzungen bekom-
men. Solche verweisenwir ans
Regionale Arbeitsamt (RAV).
In letzter Zeit beliebt sind
Überraschungsbesuche für

Fotosessions. Zuunserer gros-
senVerwunderungpasst die
Adresse. Obwohl fotografieren
Teil unseres Berufes ist, schick-
tenwir die Besuchenden bisher
achselzuckendwieder weg.
Erst kürzlich realisiertenwir,
dass im gleichenGebäude
offenbar ein privater Fotograf
einquartiert ist.

Marc Ribolla
marc.ribolla@chmedia.ch

Analyse zur geplantenRentenreform inFrankreich

«Blockiert,
so viel ihr könnt!»
Gewerkschaften und Linkspar-
teien rufen für Dienstag ein
weiteresMal zumWiderstand
gegen die Rentenreform auf.
Vor allem die Schulen und der
öffentliche Verkehr werden
bestreikt. Nur jeder fünfte
TGV-Zug dürfte verkehren.
Fernfahrer wollen zudem
Autobahnzufahrten sperren.
AuchÖlraffinerien dürften
blockiert werden.

In 260 französischenOrten
sindDemonstrationen ge-
plant. Die Gewerkschaften
treten geschlossen an und
hoffen aufmehr als eine
Million Teilnehmer. Diese
Zahl gilt als Gradmesser für
den Erfolg der Proteste. Die
Vorlage wird seitWochen im
französischen Parlament
diskutiert.

Der Hauptwiderstand richtet
sich gegen die Erhöhung des
Rentenalters von 62 auf 64
Jahre. Sie wird als sozialer
Rückschritt empfunden.
Zudem scheint derMoment
für eine solche Reform
schlecht gewählt: Seit der
Covidpandemie, dem zuneh-
mendenHomeoffice und dem
Hitzerekord des Sommers ’22
nimmt in Frankreich die Kritik
am leistungsorientierten
Gesellschaftsmodell zu. Viele
junge Leute wollen weniger
arbeiten – nichtmehr.

Die Gewerkschaften behaup-
ten, die Frauen hätten in der
Reformmehr zu verlieren als
andere, da ihre Laufbahn und
damit ihre Beitragsjahre durch
dieMutterschaft häufig unter-
brochenwürden. Die Regie-
rung entgegnet, sie trage
diesemUmstandmit neuen
Konzessionen Rechnung.

Leidtragende sind zudem
Frankreichs Senioren. Sie
werden von ihren Arbeitge-
bern häufiger als in anderen
Ländern entlassen: Von den
über 55-Jährigen sind in Frank-

reich nur 56 Prozent beruflich
aktiv. Die Regierung ging erst
in der Parlamentsdebatte
darauf ein: Sie will Unterneh-
menmit Bussen anhalten,
einenMindestanteil an Senio-
ren zu beschäftigen, und plant
für sie einen speziellen
Arbeitsvertragmit Schutzwir-
kung.

Der unpopuläre Präsident hält
sich bewusst aus der Schussli-
nie. Seiner Regierung gelingt
es indessen nicht, das Reform-
ziel der Bevölkerung näherzu-
bringen. Premierministerin
Elisabeth Borne hat es nicht
einmal geschafft, «linke»
Aspekte der Reform –wie etwa
die Einführung einerMindest-
rente von 1200 Euro – zu
verkaufen: Bis heute ist unklar,
wie weit die Ausnahmen von
dieser sehr teurenMassnahme
gehenwerden.

Kompliziert wird die Lage für
Macron auch, weil sein Lager

in der Nationalversammlung
keineMehrheit hat, weshalb
der Präsident auf die Schüt-
zenhilfe der konservativen
Republikaner angewiesen ist.
Sie stellen erstaunlicherweise
vermehrt soziale Rentenforde-
rungen. DieMacronisten
verdächtigen sie, die Regie-
rung zu Fall bringen zuwollen.

Die Gewerkschaft CGT ruft
zumindest in der Pariser
U-Bahn zur «unbefristeten»
Fortsetzung des Streiks auf. Sie
versucht generell, die Proteste
vonDienstag auf die ganze
Woche und vielleicht sogar
darüber hinaus auszudehnen.
Linkenchef Jean-LucMélen-
chon hat seine Landsleute
seinerseits aufgerufen, das
Land lahmzulegen. «Blockiert,
so viel ihr könnt», rief er
seinem studentischen Publi-
kum zu.

Die Regierungwarnt vor einer
Radikalisierung der Proteste,
die schnell einmal in Gewalt
und Krawallemünden könn-
ten. Das wäre kontraproduktiv.
Vorläufig sind laut Umfragen
bis zu 70 Prozent der Franzö-
sinnen und Franzosen gegen
die Reform. 1995 hatte Pre-
mier Alain Juppé eine ebenso
unpopuläre Rentenreform
nach dreiwöchigen Protesten
und Sperren abblasenmüssen.
Macron kann sich einen Rück-
zieher politisch kaum leisten,
stellt doch die Rentenreform
das Kernstück seiner beiden
fünfjährigen Amtszeiten dar.
Die nächsten Tage dürften die
Entscheidung bringen. Es wird
ein Kampf auf Biegen und
Brechen.

Stefan Brändle, Paris
ausland@chmedia.ch

«Eswird
einKampf
aufBiegen
undBrechen.»

KriegsmaterialgesetzMeinung

Neutralität: Schweiz muss sich entscheiden
Sollte die Schweiz derWeitergabe vonWaffen in dieUkraine zustimmen, wäre es redlicher, dieNeutralität grundsätzlich zu hinterfragen, sagt VölkerrechtsprofessorOliverDiggelmann.

Interview: RetoWattenhofer

WiebeurteilenSiedieDebatteum
dieWeitergabeSchweizerWaffen?
OliverDiggelmann:Einesmussmanklar
sagen:Wir sind nicht wegen desNeut-
ralitätsrechts in die heutige Situation
geraten.

Sondern?
UnserProblemist, dasswir alles gleich-
zeitig wollen. Wir wollen neutral sein,
wirwollenWaffenexportieren, undwir
wollen auch noch die Kontrolle über
diese Waffen behalten. Und: Wir wol-
len auch die Guten sein. Das fällt uns
jetzt auf die Füsse.

Warum?
Wir dürfen europäischen Ländern
nicht erlauben,Waffen an eineKriegs-
partei zu liefern, die klar dasOpfer ist.
Das beschädigt die Schweiz. DasNeu-
tralitätsrecht sagt: keine militärische
Unterstützung einer Kriegspartei
währendeines laufendenKrie-
ges. Wenn man während
eines KriegsWeitergaben
von Waffen ins Spiel
bringt,machtman das.

Trotzdem ist die
Zustimmungdafür
gross. Erklärt der
Bundesrat dieNeutrali-
tätspolitikder Schweiz
nicht gut genugoderhatder
Wind inderGesellschaft gedreht?
Die Menschen spüren den internatio-
nalenDruckundempfindenOhnmacht
und Scham. Man will militärisch we-
nigstens ein bisschen helfen können.
Was würde die Bevölkerung aber auf
dieFrage sagen: Sollenwir dieNeutra-
lität hinter uns lassen? Der Bundesrat
hätte klarer sagenkönnen,woer Spiel-
räumehatundwonicht. ImBereichder
zivilenHilfe hat er das. Die nutzenwir
meinerMeinung nach zuwenig.

Jüngst schriebenSie: «Ist eine
Partei eindeutigderAggressor, so
wardies immer schoneinmorali-
schesundoft auchpolitisches
ProblemfürdenNeutralen.»
SprechenSiedarauf an?
Genau.DurchunsereÜberhöhungder
Neutralität haben wir das Gefühl für
die heiklen Aspekte dieser Rolle ver-
loren.Wennes etwaGut undBöse gibt
wie imZweitenWeltkrieg, istNeutrali-
tät allenfalls zu rechtfertigen, mora-
lisch aber höchst ambivalent. Als die
AlliiertendanachdieUNOgründeten,
war für sie klar: Neutrale werden vor-
erst nicht Mitglieder, sie haben nicht
gegen die Aggressoren gekämpft. Die
Schweiz und andere Neutrale hatten
ein erhebliches Reputationsproblem.

Werbeurteilt eigentlich, obdie
Schweizneutral ist?
ObdasNeutralitätsrechtbeachtetwird,
ist eine wissenschaftliche Frage. Da
man kein Gericht anrufen kann: die
Völkerrechtswissenschaft. Jenseits des
Neutralitätsrechts ist die Frage nach
richtig und falsch aber eine politische
Frage.Dagibt esRaumfür rigidereund
flexiblereNeutralitätsverständnisse.

Sie stützendieArgumentationdes
Bundesrats, dasskeineWeitergabe
vonWaffenmöglich ist.Warum?
Solange wir neutral sind, müssen wir
das Neutralitätsrecht ernst nehmen.
Das ist nurkonsequentundnicht klein-
krämerisch. Wenn man einen Staat
militärischunterstützenwill, kannman

eben nicht neutral sein, ausser der
UNO-Sicherheitsrat autorisiert die
Unterstützung. StellenSie sichvor, der
Bundesrat würde sagen: Okay, der
Druck ist gross, also legenwir jetzt das
völkerrechtliche Neutralitätsrecht
einenMomentbeiseite.Künftigwürde
man sagen: Seht her, im Ukrainekrieg
hat die Schweiz selbst gesagt, sie dürfe
dasOpfermilitärisch unterstützen.

WaswürdeeineKehrtwendedes
BundesratesüberNacht fürdie
Neutralität bedeuten?
Nach der ersten Erleichterung würde
wohl der Eindruck überwiegen, die
Schweizpasse ihreAuslegungdesNeu-
tralitätsrechts immer gerade dem an,
was gerade für sie opportun ist. Wie
gesagt: Der Neutrale hat grosse Spiel-
räume im zivilen Bereich, nicht aber
dermilitärischenUnterstützung.Wenn
er diese Bindung loswerdenwill, dann
soll er sagen, erwollenichtneutral sein.

DieBefürworter imParlamentberu-
fen sichauf eineResolutionvon 1950.
DiesehabeeinPräjudiz geschaffen,
dassdieUNOauchbei blockiertem
Sicherheitsrat handelnkann.Trifft
dasnicht aufdieUkraine zu?
Der«Uniting forPeace»-Mechanismus
bedeutet vor allem, dass die General-
versammlung in einem solchen Fall
Notsitzungenabhaltenkann.Das ist im
Fall der Ukraine geschehen. Sie hat
Russlands Krieg als «Aggression» be-
zeichnet, ein ganz selten verwendeter
Begriff. Höchst umstritten ist aber, ob
dieGeneralversammlung rechtlichver-
bindlich etwas anordnen kann. Diese
Auffassung gibt es zwar. Sie stützt sich
aber nicht auf einen breiten Konsens
und istmeinerMeinungnach spekula-
tiv. Stellen würde sich diese Frage,

Oliver Diggelmann ist Professor
für Völker- und Staatsrecht an der
Universität Zürich. Bild: Gaëtan Bally/Key
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wenn die Generalversammlung im
Rahmen des «Uniting for Peace»-Me-
chanismus den Einsatz von Gewalt
«empfehlen»würde.Wie sie es imFall
des Koreakrieges 1950 getan hat. Im
Fall derUkraineentschloss sie sich letz-
tes Jahr nicht zu diesem Schritt.

InsFeldgeführtwirdauchdie
kollektiveSelbstverteidigung. Im
Falle einesbewaffnetenAngriffs
dürfen sichalle Staatenverteidi-
gen.WashaltenSiedavon?
Hier ist durchvieleBehauptungeneini-
ge Verwirrung geschaffen worden. Bei
Staatenkriegen gibt es drei Kategorien
von Staaten: die Kriegführenden, die
Nichtkriegführenden und die Neutra-
len. Die Ukraine ist kriegführend und
übt ihrRecht auf individuelleSelbstver-
teidigung aus. Wenn Deutschland der
UkrainemitWaffenhilft, unterstützt es
diese individuelle Selbstverteidigung.
Es ist selbst nicht Kriegspartei, darf als
nichtkriegführender Staat aber militä-
risch unterstützen. Das darf der Neut-
rale nicht.

Heisst das, dasNeutralitätsrecht ist
für immerundewig inSteinge-
meisselt?
Nein. Ich persönlich könnte mir die
Schweiz an sich auch ähnlich wie Nor-
wegenvorstellen.Das inderNATOist,
aber nicht in der EU. Oder als eine Art
Dänemark, das sowohl EU- als auch
NATO-Mitglied ist. Das sind sehr er-
folgreicheLänder, dieunsmentalitäts-
mässigmit ihremPragmatismusnahe-
stehen. Es gibt gute Gründe, daran
festzuhalten, aber aucheinenichtneu-
trale Schweiz könnteeinErfolgsprojekt
sein.Generellmüssenwir als Landvor
allem eine bessere Antwort als bisher
auf die Frage finden, was wir genau an
die Friedenslasten beitragen.

WiekönntedieNeutralitätspolitik
der Schweiz im21. Jahrhundert
aussehen?
Ich seheSpielräume fürdie Schweiz als
neutralem Staat, wenn sie generell als
konstruktive Kraft wahrgenommen
wird. Nicht hilfreich ist, wenn wir als
extrem mühsamer Partner unseres
wichtigsten Partners EU gelten.

WiemeinenSiedas?
Wir ringen imVerhältnis zurEUobses-
sivumKleinstvorteile.Eswäre sinnvoll,
die Regeln diesesClubs, der die EU im
Grunde ist, zu akzeptieren, wennman
DabeiseinundamBinnenmarktwiedie
anderen partizipieren will. Nicht hilf-
reich ist auch, dass allenBeteuerungen
zumTrotzweiterhindieVermögenvon
Kleptokraten und Autokraten bei uns
lagern und wir mit Waffenexporten
guteGeschäftemachen.Entscheidend
ist dieGesamtwahrnehmung.

WirddieNeutralität auch inZu-
kunft sowichtigbleiben?
Die Rolle der Neutralität im schweize-
rischen Gefühlshaushalt wird in den
nächsten zwei Jahrzehnten vermutlich
deutlich zurückgehen.Nichtnurwegen
des Ukrainekrieges. Es ist auch eine
Generationenfrage. Wer die Zeit des
ZweitenWeltkrieges noch als Kind be-
wusst erlebthat, ist heuteMitte80.Wir
sindanderSchwelle zurHistorisierung
diesesEreignisses.Vielleichtfindenwir
einen nüchterneren Zugang zu dieser
Thematik.UndsolltemanzumSchluss
kommen, eine europäischere Schweiz
sei eine bessere Option, so glaube ich
nicht, dass dies für die Schweiz eine
Schicksalsentscheidungwäre.

Neutralität: Schweiz muss sich entscheiden
Sollte die Schweiz derWeitergabe vonWaffen in dieUkraine zustimmen, wäre es redlicher, dieNeutralität grundsätzlich zu hinterfragen, sagt VölkerrechtsprofessorOliverDiggelmann.

Es gibt keine Waffen für die Ukraine
Der Ständerat hat amMontagabend eineMotion von FDP-Fraktionschef Thierry Burkart versenkt.

Linda Leuenberger

EineknappeMehrheit der Ständerats-
mitglieder erteilt demFDP-Fraktions-
chef Thierry Burkart eine Absage: Sie
wollendasKriegsmaterialgesetznicht
lockern. Sie haben mit 23 zu 18 Stim-
menmit 2EnthaltungenBurkartsMo-
tionabgelehnt, die es anderenStaaten
erlaubt hätte, Kriegsmaterial aus
Schweizer Produktion an die Ukraine
weiterzugeben.

Über zwei StundenhatdieDiskus-
sion gedauert, ganze 16 Ständerats-
mitglieder haben sich zuWort gemel-
det. In langenVotenhaben siehistori-
sche Fakten bemüht, das frühere
Abstimmungsverhalten von Ratskol-
legen kritisiert; es ist um die Guten
Dienste gegangen, umdieVermittler-
rolle der Schweiz und darum, wie fle-
xibelNeutralität ist und sein sollte. Es
war erst das sechste von 16 Geschäf-
ten, über die der Ständerat am Mon-
tagnachmittag hätte entscheiden sol-
len, aber esdauerte fast bis zumEnde
der Sitzung.

SVP, SP undGrünen stimmten ge-
schlossen gegen die Motion bei einer
Enthaltung. Die FDP stimmte ge-
schlossen dafür – ebenfalls mit einer
Enthaltung.DasZüngleinanderWaa-
ge war, wie so oft, die Mitte: Sieben
ihrer Ständeratsmitglieder stimmten
für, sechs gegen dieMotion.Damit ist
BurkartsMotion vomTisch.

DarinhattederAargauerFDP-Stände-
rat verlangt, dass die Schweiz auf die
Nichtwiederausfuhrerklärungverzich-
te, «wenndieLieferunganStaatener-
folgt, die unserenWerten verpflichtet
sind und über ein Exportkontrollre-
gime verfügen, das dem unseren ver-
gleichbar ist».

Aufden internationalenDruck
reagieren
Wichtiger als die Details der Motion
wäre fürThierryBurkart dasZeichen
gewesen, das der Ständerat mit die-
sem Beschluss der westlichen Welt
hätte senden können. Seine Motion
sei nicht das «Gelbe vom Ei», wie er
im Rat einräumte. Das seien die vie-
len anderen Kriegsmaterialgesetz-
Vorstösse aber wohl auch nicht, die
das Parlament seit Anfang Jahr her-
vorgebracht hat. Viel wichtiger wäre
für ihn gewesen, jetzt auf den Druck
aus demAusland zu reagieren.

«DieWelt versteht zwar, dass wir
neutral sind und direkt keineWaffen
an ein kriegsführendes Land liefern
dürfen», sagteBurkart vor demStän-
deratsbeschluss gegenüber dieser
Zeitung.«WasdieWelt abernicht ver-
steht: Dass wir Drittländern verbie-
ten, von uns gekaufteWaffenweiter-
zugeben.»

Es sei an der Zeit, das Problem in
die Verantwortung des Bundesrats zu
übergeben, sagte Burkart im Rat. Die

Detail-Debatte hätte er gerne auf den
später folgenden Gesetzgebungspro-
zess verschoben.ZurSeitegesprungen
ist ihm unter anderen derMitte-Stän-
deratBenediktWürth:«Wirhören seit
Wochen, was nicht geht, jetzt würde
ich gerne mal hören, was geht», sagte
er an die Ständeratsmitglieder ge-
wandt, die sich gegen dieMotion aus-
gesprochen hatten. Der Krieg sei eine
neue Ausgangslage, da gelte es die
Neutralität als aussen-undsicherheits-
politisches Instrument anzupassen,
wie das auch bei der Übernahme der
EU-Sanktionen der Fall gewesen sei.

Eine«Lex
Rüstungsindustrie»
Das sahen andere Räte diametral an-
ders. Etwa SP-Ständerat Daniel Jo-
sitsch, der sagte, es gelte Neutralität
auch im Kriegsfall auszuhalten, auch
wenn sie demAggressor helfe: «Neu-
tralität ist auch manchmal unange-
nehm.» Es sei nicht glaubwürdig, die
Neutralität der Schweiz adhoc immer
wieder anzupassen.

Burkart wurde vorgeworfen, es
gehe ihm mit seiner Motion weniger
um die Ukraine und eher um die Rüs-
tungsindustrie. Er wolle die solidari-
sche Stimmung der Ukraine gegen-
über ausnutzen, um das Kriegsmate-
rialgesetz zu verwässern. Der Grüne
StänderatMathiasZopfisprachgarvon
einer «Lex Rüstungsindustrie». SVP-

Ständerat Thomas Minder hatte hin-
gegen mehr Verständnis für die Idee,
die Rüstungsindustrie stärken zuwol-
len. Dafür müsse auch eine Lösung
her, fand er, aber nicht während eines

laufenden Kriegs. Viel wichtiger sei
momentan, dassdie Schweiz ihreVer-
mittlerrolle wahre.

Das war also der Todesstoss für
Thierry Burkarts Motion. Doch das
Thema istdamitnochnicht vomTisch:
SchonamMittwochdiskutiert derNa-
tionalrat über einenanderenVorstoss,
derdieWeitergabevonKriegsmaterial
unter bestimmten Voraussetzungen
erlaubenwill.

«Dasswir
Drittländern
verbieten, vonuns
gekaufteWaffen
weiterzugeben–
dasversteht
dieWeltnicht.»
ThierryBurkart
FDP-Fraktionschef
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